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Schriftliche Kleine Anfrage und Antwort des Senats

11.02.2016 - Hinblick auf etwaige Unterlassungsdelikte. Die Taten werden dann im Rahmen der gesetzlichen MÃ¶glichkeiten durch die StrafverfolgungsbehÃ¶rden geahndet. Praktisch fÃ¼hrt dies jedoch zu Problemen, wenn die fÃ¼r die Inhalte verantwortlichen Personen ihren Aufenthaltsort nicht im Inland haben. 
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Schriftliche Kleine Anfrage der Abgeordneten Cansu Özdemir (DIE LINKE) vom 11.02.16 und



Betr.:



Antwort des Senats



„Hate Speech“ und rassistische Kommentare in den Medien Immer wieder kommt es in Medien und sozialen Netzwerken zu menschenfeindlichen und rassistischen Kommentaren. In extremen Fällen kommt es zur Denunziation von Einzelpersonen oder bestimmter Personengruppen, wie beispielsweise Flüchtlingen. Während bei bestimmten Medien Kommentare moderiert werden, findet eine solche Moderation in Netzwerken wie Facebook oder Twitter nicht statt. Diese tun sich nach wie vor schwer damit, sogenannte Hate Speech zu löschen, selbst wenn beispielsweise eindeutig rechtsextreme Kommentare gemeldet werden. Derzeit ist die Gesetzeslage so, dass von Fall zu Fall entschieden wird, ob ein bestimmter Tatbestand vorliegt oder nicht. Die EU thematisiert „Hate Speech“ konkret und fordert Mitgliedsstaaten dazu auf, dagegen vorzugehen. Ich frage den Senat: 1.



Wie viele Personen, Vereine, Organisationen haben aufgrund menschenfeindlicher, beleidigender oder rechtsextremer Kommentare in sozialen Netzwerken Strafanzeige gestellt? Bitte nach Geschlecht und wenn möglich Ursache aufschlüsseln. a.



Mit welchem Ausgang? Bitte in Zahlen aufschlüsseln, wie viele Verfahren eingestellt wurden und wie viele einen anderen Ausgang hatten.



Die zur Beantwortung dieser Frage erforderlichen Daten werden weder bei der Polizei noch in dem Vorgangserfassungs- und -bearbeitungssystem der Staatsanwaltschaft MESTA erfasst. Namentlich wird nicht erfasst, ob ein eingetragenes Ermittlungsverfahren auf einer Strafanzeige wegen menschenfeindlicher, beleidigender oder rechtsextremer Kommentare in sozialen Netzwerken beruht und weshalb die jeweilige Anzeige gestellt wurde. Daher müssten alle in Betracht kommenden Verfahren beigezogen und im Hinblick auf die aufgeworfenen Fragen händisch ausgewertet werden. Allein im Aktenzeichenjahrgang 2015 wurden in MESTA 9.903 Bekannt-Verfahren und 1.481 Unbekannt-Verfahren eingetragen, in denen als Vorwurf ein Delikt gemäß §§ 111, 126, 130, 131, 140, 185, 186, 187, 188 oder 241 StGB notiert ist.1 Davon wurden allein in der für die Verfolgung politischer Straftaten zuständigen Abteilung 71 340 BekanntVerfahren und 147 Unbekannt-Verfahren erfasst. Bereits die Beiziehung und Auswer-
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Die aufgeführten Verfahren können darüber hinaus weitere Vorwürfe betreffen. Alle genannten Daten stehen unter dem Vorbehalt der vollständigen und richtigen Erfassung in MESTA. Stand der Auswertung: 12.02.2016.
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tung dieser Verfahren ist in der für die Beantwortung einer Parlamentarischen Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit nicht möglich. Unter Bezugnahme auf die bundesweit einheitliche statistische Erfassung von rechtsextremistischen/fremdenfeindlichen Straftaten2, zu denen eine Vielzahl der von der Frage erfassten Taten gehören dürften, können jedoch folgende Zahlen für Hamburg mitgeteilt werden, die sich jeweils auf mittels Internet bzw- per E-Mail begangene Taten beziehen. Erfasst sind dabei alle als rechtsextremistisch beziehungsweise fremdenfeindlich kategorisierte Taten (zum Beispiel auch das Verwenden von Kennzeichen nationalsozialistischer Organisationen, nicht nur sogenannte Hate Speech). Jahr



BekanntVerfahren



Einstellungen gem. § 170 Abs. 2 StPO



Einstellungen gem. §§ 153 ff. bzw. 45, 47 JGG



Verurteilung zu Erziehungsmaßregeln/ Zuchtmitteln



Verteilungen zu Geldstrafen



2013



24



13



6



2014 2015



14 114



7 23



4



4 (im Jahr 2013 keine gesonderte Erfassung) 1 4 6 13



Unbekannt -Verfahren (jeweils eingestellt, da Täter nicht ermittelt) 17 20 48



Zu Verurteilungen zu Jugend- oder Freiheitsstrafen ist es in den erfassten Jahren nicht gekommen. Die Statistik bildet keinen Verlauf ab, sodass die Zahl der Verfahrensabschlüsse sich nicht auf in dem Jahr eingegangene Verfahren bezieht, sondern auf die Erledigungen in dem jeweiligen Jahr. 2.



Welche Möglichkeiten sieht der Senat, auf Landesebene gegen „Hate Speech“ vorzugehen?



Sofern strafrechtlich relevante Sachverhalte bekannt werden, werden diese von den Strafverfolgungsbehörden verfolgt. Anlassunabhängige Recherchen im erfragten Bereich finden unter anderem im Gemeinsamen Abwehrzentrum zur Bekämpfung des Rechtsextremismus/Rechtsterrorismus beim Bundeskriminalamt sowie im Gemeinsamen Internet-Zentrum unter der Geschäftsführung des Bundesamtes für Verfassungsschutz statt. Zivilrechtliche Ansprüche gegen Anbieter Sozialer Netzwerke, Blogbetreiber oder Online-Medien wegen „Hate Speech“ sind von den Strafverfolgungsbehörden regelmäßig nicht geltend zu machen, da sie nicht Inhaber des verletzten Rechtsgutes, wie zum Beispiel des allgemeinen Persönlichkeitsrechtes, sein werden. Die Geltendmachung zivilrechtlicher Ansprüche, wie zum Beispiel Löschung des Eintrages, Unterlassung, Schadensersatz, obliegt der durch die Hassrede verletzten Person. Die für die Strafverfolgung zuständige Staatsanwaltschaft führt – das Vorliegen eines entsprechenden Anfangsverdachts vorausgesetzt – ihre Ermittlungsverfahren im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten. 3.



Wie können die Anbieter sozialer Netzwerke gezwungen werden, bestehende Gesetze einzuhalten? a.



Wie können Blogbetreiber oder Online-Medien gezwungen werden bestehende Gesetze einzuhalten?



b.



Was empfiehlt der Senat zu tun, wenn dies nicht geschieht und welche Kapazitäten stehen Polizei und Justiz dafür zur Verfügung?



Die Anbieter sozialer Netzwerke unterliegen den bestehenden Gesetzen. Bei Verstößen gegen bestehende Gesetze können die Verantwortlichen entsprechend sanktioniert werden. 2



2



Die Erfassung erfolgt händisch. Die Daten stehen unter dem Vorbehalt der vollständigen und richtigen Erfassung.
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Es bestehen gegebenenfalls zivilrechtliche Unterlassungs- und Schadensersatzansprüche des Verletzten, die dieser selber geltend machen kann. Soweit die Anbieter sozialer Netzwerke nach Kenntnisnahme von inkriminierten Inhalten diese entgegen ihrer regelmäßig bestehenden Garantenpflicht gemäß § 13 StGB nicht entfernen, unterfallen sie gegebenenfalls der strafrechtlichen Verantwortung im Hinblick auf etwaige Unterlassungsdelikte. Die Taten werden dann im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten durch die Strafverfolgungsbehörden geahndet. Praktisch führt dies jedoch zu Problemen, wenn die für die Inhalte verantwortlichen Personen ihren Aufenthaltsort nicht im Inland haben. Entsprechendes gilt für Betreiber von Blogs und Online-Medien, wobei diese zudem als Urheber unmittelbar für die fraglichen Inhalte verantwortlich sein können. Die Polizei leitet beim Verdacht von Straftaten im Rahmen ihrer Zuständigkeiten Ermittlungsverfahren gegen mögliche Beschuldigte ein. Der Polizei stehen hierfür die in den unterschiedlichen Deliktsbereichen für die Sachbearbeitung vorgesehenen Kriminalbeamten zur Verfügung. Die zuständige Abteilung 71 der Staatsanwaltschaft Hamburg verfügt über die für diesen Deliktsbereich erforderlichen besonderen Kenntnisse und ist zurzeit mit 5,5 Vollzeitäquivalenten besetzt. 4.



Ist geplant Anlaufstellen für von Rassismus betroffene Menschen in den Stadtteilen für „Hate Speech“ zu sensibilisieren? Wenn nein, weshalb nicht?



Von rechtsextremer, rassistischer oder antisemitischer Gewalt Betroffene können sich an die Fachberatungsstelle „empower“ wenden, die im Zusammenhang mit der Umsetzung des Landesprogrammes gegen Rechtsextremismus gegründet worden ist. Dies schließt auch den Umgang mit „Hate Speech“ ein. Das Angebot umfasst zudem Aufklärungs- und Fortbildungsarbeit für andere Beratungseinrichtungen und Anlaufstellen aller Art; siehe http://hamburg.arbeitundleben.de/empower. Gruppen und Organisationen, die mit Vorfällen konfrontiert sind, die einen menschenfeindlichen, rassistischen oder rechtsextremem Hintergrund haben, können sich zudem an das Mobile Beratungsteam gegen Rechtsextremismus wenden; siehe http://www.hamburg.de/mobile-beratung/. Umfangreiche Informationen zum Umgang mit Rechtsextremismus im Internet und konkret auch zum Umgang mit Hate Speech bietet auch die Internetplattform „Netz gegen Nazis.de“ – einem Projekt der Amadeu-Antonio-Stiftung; siehe http://www.netz-gegen-nazis.de/category/lexikon/hate-speech Die Polizei Hamburg tauscht sich regelmäßig mit den zahlreichen Mitgliedern im „Beratungsnetzwerk gegen Rechtsextremismus“ der Behörde für Arbeit, Soziales und Integration, dem „Mobilen Beratungsteam gegen Rechtsextremismus“ sowie „empower – Beratungsstelle für Betroffene rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt“ aus. Dabei ist auch „Hate Speech“ ein Thema. Darüber hinausgehende Überlegungen der zuständigen Behörden sind noch nicht abgeschlossen.
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Schriftliche Kleine Anfrage und Antwort des Senats 

des Abgeordneten Dr. Alexander Wolf (AfD) vom 01.06.17 und Antwort des Senats. Betr.: VerdrÃ¤ngung von Altmietern durch Anmietung von Wohnraum fÃ¼r Aus-.
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Schriftliche Kleine Anfrage und Antwort des Senats 

20.05.2015 - zei SA-SSâ€œ und â€žWir wollen keine Bullenschweineâ€œ sind bereits von der Bun- desprÃ¼fstelle ... â€žPolizei SA/SSâ€œ auf dem â€žSoundtrack zum Untergangâ€œ-Sampler werden zen- .... Bitte aufschlÃ¼sseln fÃ¼r die Jahre 2011 bis 2015. a.
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Schriftliche Kleine Anfrage und Antwort des Senats 

12.01.2010 - des Abgeordneten Dr. Joachim Bischoff (DIE LINKE) vom 06.01.10 und Antwort des Senats .... Robert-Koch-Stieg 008 bis 008. Lichtenauerweg ...
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Schriftliche Kleine Anfrage und Antwort des Senats 

20.05.2015 - Der Veranstalter des HAMBURGER HAFENGEBURTSTAGES ist die BehÃ¶r- de fÃ¼r Wirtschaft, Verkehr und Innovation (BWVI) der Stadt ...
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Schriftliche Kleine Anfrage und Antwort des Senats 

12.01.2010 - Hammer Hof 001 bis 040. Timmerloh 002 bis 004. HÃ¶genstraÃŸe 090 bis 114. Timmerloh 005 bis 015. Kanzlershof 004 bis 020. Timmerloh 006 ...
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Schriftliche Kleine Anfrage und Antwort des Senats 

08.09.2016 - rungs- und BaumaÃŸnahmen bei SportstÃ¤tten fallen unter die LÃ¤rm- schutzverordnung? Es gibt keine bundeseinheitlichen bindenden Regelungen zur Frage, bei welchen Ver- Ã¤nderungen einer Sportanlage â€“ die aufgrund ihrer Errichtung vor d
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Schriftliche Kleine Anfrage und Antwort des Senats 

18.07.2017 - wachung von Polizei- und FeuerwehreinsÃ¤tzen beschafft. ... wie hÃ¤ufig (bitte differenzieren nach Informationsgewinnung, Gefahren- .... Es wurden keine Drohnen durch die Polizei Hamburg vorgehalten oder eingesetzt. 15.
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Schriftliche Kleine Anfrage und Antwort des Senats - Linksfraktion ... 

19.07.2016 - Juli 2016 wurde in St. Pauli ein Polizeieinsatz im Rahmen der intensivierten BekÃ¤mpfung des. Drogenhandels in ... Die MP 5 kompakt wurde im Verlauf des Einsatzes auf keine Person ge- richtet. d. ... Bitte die entsprechen-.
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Schriftliche Kleine Anfrage und Antwort des Senats - Dr. Alexander Wolf 

09.05.2017 - Bitte hier auch auf die Informationen der Bezirksversammlung .... digkeit der Polizei berÃ¼hrt, sofern keine nachbarschaftliche Regelung ...
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GroÃŸe Anfrage und Antwort des Senats 

13.09.2017 - 90. Summe. 56. 336. 26. 326. 36. 307. 31. 206. 7. 100. 13. 50. 7. 47. 8. 21. 4. 14. 2. 13. 34. 1644. WiSe 2016/2017. Bildung und Erziehung in der. Kindheit BA. 7 m. 5. 0. 8. 0. 6. 0. 4. 0. 0. 0. 3. 0. 2. 1. 3. 0. 0. 0. 0. 0. 0. 32 w. 78.
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GroÃŸe Anfrage und Antwort des Senats 

tageseinrichtungen in Hamburg am 1. MÃ¤rz eines Jahres. - nach Altersklassen -. Alter in Jahren. Anzahl. 2016. 2017 bis zu 25. 1 979. 2 065. 26 bis zu 40. 5 576.
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GroÃŸe Anfrage und Antwort des Senats 

13.09.2017 - tru m im. Pa ritÃ¤ ti- sch e n. H. H. ,. SH. , H. B. Pa u la. &. Ma x. Kin d e r- ta g e s- stÃ¤ tte n. G mb. H. 5. 0. 6. 0. 3. 2. 0. 5. 9. 7. 5. 1. 6. 8. V e rb a n d.
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Schriftliche Anfrage Antwort - Bayerischer Landtag 

27.10.2010 - Tag ist die Ausgabe von frischem Obst an Gefangene in bayerischen Justizvollzugsanstalten nur in sehr beschrÃ¤nk tem Umfang, allenfalls ein ...
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Kleine Anfrage Antwort - Landtag SH 

06.04.2016 - Plön. 4. Kronprinzenkoog. Dithmarschen. 2. Ausnahme zugelassen. Kronprinzenkoog. Dithmarschen. 2. Ausnahme zugelassen.
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Schriftliche Anfrage 

Deutsche Bank AG VolkswagenStif- tung. Stifterverband. Ernst & ... TSB. Deutsche Telekom. AG, Deutsche. Bauchemie e.V.,. HELIOS Kliniken. GmbH, Verband.
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Schriftliche Antwort 

vielen Dank fÃ¼r den Antrag der Fraktion GRÃœNE zum Thema Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Das Angebot eines ausreichenden und bedarfsgerechten ...
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kleine anfrage antwort - Landtag Mecklenburg Vorpommern - Aktuelle ... 

24.04.2014 - GmbH. 18233 Neubukow LRO Altanlage Schweinemast- anlage. 5.184 ... 39 Agrar GmbH Minzow 17209 Minzow ...... 19294 Karenz.
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kleine anfrage antwort - Landtag Mecklenburg Vorpommern - Aktuelle ... 

24.04.2014 - 97 Joachim MÃ¼ller. 17192 Klein Plasten MSE ..... 19374 Friedrichs- ruhe Dorf. LUP Altanlage .... 138 Friedrich RÃ¼ÃŸe GbR. Gut Neu Sapshagen.
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Schriftliche Anfrage - Netzpolitik.org 

nahme des Opt-In-Moduls sollen sodann die beiden wei- teren wesentlichen Komponenten des Informationssys- tems eingerichtet werden. Dabei handelt es ...
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Schriftliche Anfrage - Bayerischer Landtag 

11.08.2016 - 1. a) Wie viele Beutegreifer, insbesondere BÃ¤r, Wolf, Luchs,. Wildkatze und Otter, die nach Bundesnaturschutz- gesetz streng geschÃ¼tzt und im ...
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Kleine Anfrage Antwort - Landtag Rheinland-Pfalz 

19.08.2013 - der Abgeordneten Andreas Hartenfels und Ulrich Steinbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und. Antwort des Ministeriums für Umwelt, ...
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Kleine Anfrage 

Deutscher Bundestag. Drucksache 17/8745. 17. Wahlperiode. 27. 02. 2012. Kleine Anfrage ... Rechtsextremisten betreute, vom Bundesinnenministerium verboten. Wir fragen die Bundesregierung: 1. Teilt die ... oder Sicherstellungen von NS-Symbolen,. NS-De
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Schriftliche Anfrage - Bayerischer Landtag 

17.02.2017 - 4 BayKSG), dem Technischen Hilfswerk (vgl. Art. 8 Abs. 3. BayKSG) und einigen kleineren Einsatzorganisationen. Im. Zusammenhang mit den ...
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Kleine Anfrage - Landtag NRW 

16. Wahlperiode. Drucksache 16/2718. 24.04.2013. Datum des Originals: 24.04.2013/Ausgegeben: 24.04.2013. Die VerÃ¶ffentlichungen des Landtags ...
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